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VERÄNDERUNG LN 1960-2012



FLÄCHENNUTZUNG



 Bevölkerungsanstieg auf  9,1 Mrd. Menschen
 Steigende Nachfrage nach Getreide als Nahrungsmittel und FM, Verschiebung 

von Ernährungsgewohnheiten (mehr Fleisch, insbesondere in 
Entwicklungsländern)

 = Mehrbedarf: 1 Milliarde Tonnen, Produktionssteigerung: 70 % nötig

 Nur etwa 10 % mehr Produktionsfläche wird zur Verfügung stehen 

 Landressourcen in Gebieten ohne Infrastruktur

GLOBALER ASPEKT



ENTWICKLUNG AGRARFLÄCHEN



FLÄCHENKONKURRENZ DER LW BÖDEN



 1. Säule: Ackerstilllegung/GLÖZ 8 (min. 4 % des Ackers) gestrichen seit 2025

 Nicht produktive Ackerflächen freiwillig/max. 4 %

 EUR 400 /ha

 2. Säule:

 Biodiversitätsflächen in UBB – 40 % der Betriebe und Bio – 22 % der Betriebe (ÖPUL) 

auf Acker und gemähtes Grünland, min. 7 % der Fläche

 Naturschutzmaßnahmen im ÖPUL (verzögerter Schnittzeitpunkt, nur Festmist, GVE 

Anzahl reduzieren, Betriebsmitteleinsatz reduzieren,..)

GAP 2023-2027 - EXTENSIVIERUNGSMAßNAHMEN



 Bundesrecht und Landesrecht (ForstG, UVP-G, NSchGe,..)

 Kompensationsprinzip (bei Eingriffen in Natur und Landschaft)

unvermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt

 Äquivalenzprinzip (vollständiger Schadensausgleich)

 Doppelter Flächenverlust: 

 Durch das Vorhaben selbst

 Durch Ausgleichs- oder Ersatzfläche

AUSGLEICHS- UND ERSATZFLÄCHEN



 Beispiel Mühlviertler Schnellstraße 

NATURSCHUTZFACHLICHE 
AUSGLEICHSMAßNAHMEN



 Landwirtschaftlich genutzte Flächen 

 unterliegen kaum einem Schutz

 Priorisierung außerlandwirtschaftlicher Nutzungsinteressen

 Werden zur Flächenreserve degradiert, die nach der Befriedigung 

der Raumansprüche übrig bleibt, wenn alle andere anderen 

Nutzungsinteressen befriedigt wurden

 Druck für nicht lw Nutzung wird erhöht

ERGEBNIS

RESTFLÄCHENIDEOLOGIE



 Bekenntnis zur ausgewogenen und nachhaltigen Bodenpolitik –

sparsamer Bodenverbrauch 

 Ortskerne stärken – Erhöhung Bebauungsdichte, Leerstand vermeiden, 

gebäudebestand erhalten

 Aufnahme von Gesprächen: Neuversiegelung eindämmen, 

Baulandüberhänge reduzieren, Entsiegelungsmaßnahmen setzen

 Vertrags-Raumordnung nutzen

REGIERUNGSPROGRAMM 2025-2029 
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 Bekenntnis zu sorgsamen Umgang mit Boden und Reduktion des 

Bodenverbrauchs

 ÖROK soll gestärkt werden

 Bekenntnis, den Bodenverbrauch effektiv auf 2,5 ha pro Tag zu 

reduzieren – Widmungskompetenzen auf Landesebene bündeln

REGIERUNGSPROGRAMM 2025-2029
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LÖSUNGSANSÄTZE BODENVERBRAUCH

LW VORRANGFLÄCHEN/VORRANGZONEN 

 Schützenswerte Böden für Nahrungsmittel- und Rohstoffproduktion von 

„Verbrauchsplanung“ aussparen

 Berücksichtigung der Bodenqualität, Bodenfunktionen, Hangneigung, 

Flächengröße, Landschaftsbild, ökologische Funktion, 

 Beispiel Sachplan Fruchtfolgeflächen der Schweiz

 Ausweisung bes. für die agrarische Nutzung geeignete Flächen als lw

Vorrangflächen im Flächenwidmungsplan

 Gutachten Fachbeirat für Bodenfruchtbarkeit; Festlegung lw

Vorrangzonen in Ö (2024)



 NÖ: Raumordnungsprogramme/regionale Leitplanung.  Ziel: 20 % der lw Fläche pro 

Region durch VO von agrar. Schwerpunkträumen (230.000 ha)

 Tirol als Vorreiter der Abrenzung von lw Vorrangflächen

 RO-Plan für lw Vorsorgeflächen: rund 37.000 ha/25 % des Dauersiedlungsraums 

zur Absicherung der lw Produktion (2/2021)

 Widmung als Bauland unzulässig

 Widmung als Sonderfläche nur ausnahmsweise zulässig 

 Wenn Verwendungszweck nicht im Widerspruch zur bestehenden lw Nutzung

LW VORRANGFLÄCHEN

BEST PRACTICE



LÖSUNGSANSÄTZE AUSGLEICHSMAßNAHMEN

 Vorbild Dt. BundesnaturschutzG

 Auf agrarstukturelle Belange ist Rücksicht zu nehmen

 Die für die lw Nutzung besonders geeigneten Gebiete sind nicht 

heranzuziehen

 Priorisierung von anderen Maßnahmen

 Entsiegelung, Bewirtschaftungsmaßnahmen dort, wo sinnvoll (N 

2000)

 Flächenpools

 Lockerung des engen zeitlichen und örtlichen Zusammenhangs zum 

Projekt

 BMNT (2019): Vorschläge für einen Interessenausgleich zwischen Natur 

und LW





 Gesetzliche Rahmenbedingungen verbessern

 Art 15 a B-VG Vereinbarung B-L

 Bodenschutz bei Großprojekten/Beachtung Bodenfunktionen

 Ortskerne/Leerstände nutzen

 Zudem: befristete Baulandwidmungen, Vertragsraumordnung, 

gemeindeübergreifende Kooperationen (Gewerbeflächenpools), 
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